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Ziel und Praxis dar СнЫагЦігіетн^
Genosse P. K. aus St. beklagt sich in einem Briefe an 

die Redaktion bitter über die ungerechte und bürokratische 
Anwendung des Entnazifizierungsverfahreris. Er schreibt 
u. a.:

„.. liegt es etwa im Interesse der Partei- und Gewerk­
schaftsarbeit und unseres Volkes, wenn wertvolle Aufbau- 
kräfte an ihrer vollen Entfaltung gehindert werden, nur 
weil eine im allgemeinen richtige Bestimmung stur und 
mechanisch angewendet wird, hach der ehemalige Pg von 
politischer Arbeit und Funktionen ausgeschlossen sind? 
(Betriebsrat, Delegierte usw.) Ich denke dabei an den mir 
gut bekannten X., der seinerzeit gegenüber allen Versuchen, 
in die NSDAP einzutreten, standhaft blieb, bis er unter 
Drohung der Zerstörung seiner Existenz und in der Angst 
um seine Familie dem Drucke nachgab und im zweiten 
Kriegsjahre Pg wurde... aus seiner passiven Resistenz 
wurde gar bald Befehlsverweigerung u. a. und Ende 1944 
wurde ihm der Prozeß auf Ausschluß gemacht, zu dem es 
infolge der Ereignisse nicht mehr kam. Er hat sich nach 
dem Zusammenbruch sofort der Aufbauarbeit zur Ver­
fügung gestellt...“

Genosse P. K. hat vollkommen recht, es liegt nicht im 
Interesse einer raschen demokratischen Entwicklung, solche 
Menschen zurückzustoßen, die ehrlichen Willens sind, mit 
uns den neuen Weg eines demokratischen Deutschlands zu 
beschreiten und dies durch die Tat beweisen. Wenn Deine 
Angaben den Tatsachen entsprechen, soll X. nicht nur 
durch seine Arbeit beweisen können, daß er am demokrati­
schen Neuaufbau mithelfen will, sondern es muß ihm auch 
die Möglichkeit zu politischer Mitarbeit in Partei und 
Gewerkschaft gegeben werden: das bedeutet, daß er auch 
Funktionen bekleiden kann und das aktive und passive 
Wahlrecht zugesprochen erhält.

Leider ist dieser hier geschilderte Fall eines voll­
kommenen Mißverstehens der Entnazifizierung nicht ver­
einzelt. Aus Brandenburg wird uns ein anderer Fall be­
kannt: Der Arbeiter Y., altes Mitglied der SPD, trat 1986/37 
unter dem starken Druck der Faschisten in die NSDAP 
ein, um — wie er meinte — die Existenz seiner zahlreichen 
Familie zu retten. Er ist nie in irgendeiner Weise für die 
Nazis eingetreten. Nach dem Zusammenbruch war er ein­
facher Arbeiter in einer Färberei und bewährte sich in der 
Arbeit. Unter Berufung auf die Direktive 24 des Kontroll­
rates über Entnazifizierung wurde er nun aus dem landes­
eigenen Betriebe entlassen. Das ist eine ganz offensichtliche 
Fehlentscheidung der zuständigen Entnazifizierungs­
kommission. Es bestand nicht der geringste Anlaß, diesen 
Mann überhaupt vor die Kommission zu rufen und noch 
viel weniger bestand Anlaß, ihn aus der Arbeit zu entlassen.

Die Beschlüsse der Berliner Konferenz 
erfordern die Absetzung der ehe­
maligen aktiven Hitlerleute von lei­
tenden Posten und Bestrafung der 
faschistischen Verbrecher, sie ver­
langen Jedoch n i c h t ,  d a ß  a l l e  
ehemaligen Mitglieder der nazisti­
schen Partei und Ihrer Formationen 
In Bausch und Bogen vor Gericht 
gestellt werden müssen.

(Molotow auf dar Konfaranz 
dar Aueanmlnistar in Moskau am 15. 3.1947)

Ein noch viel krasserer Fall wird uns aus Berlin be­
richtet: Zwei Menschen, die 1925 in die Nazipartei eintraten,, 
wurden wegen parteischädigenden Verhaltens aus der 
NSDAP ausgeschlossen. Sie traten später in die KPD ein, 
beteiligten sich während des Naziregimes unerschrocken 
und mutig an der Arbeit einer Widerstandsgruppe, wurden 
eines Tages verhaftet, zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt 
und nachher ins KZ gesteckt. Auf Grund ihrer ehemaligen 
Zugehörigkeit wurde ihnen trotz des späteren guten Ver­
haltens das Wahlrecht zu den Wahlen am 20. Oktober 1946 
aberkannt. Die Unrichtigkeit dieser Entscheidung ist offen­
sichtlich. Selbstverständlich hätten die beiden, die durch 
die Tat bewiesen haben, daß sie ihre Fehler erkannten und 
wiedergutmachten, das Wahlrecht erhalten müssen.

Solche Beispiele könnten durch weitere aus den Län­
dern und Provinzen der sowjetischen Zone ergänzt werden. 
Sie zeigen, daß trotz der prinzipiell anderen Durchführung 
der Entnazifizierung in der Ostzone im Vergleich zum 
Westen auch hier nicht überall restlose Klarheit über Ziel 
und Zweck der Entnazifizierung besteht. Die Hauptaufmerk­
samkeit der Entnazifizierungskommissionen, aber auch der 
antifaschistischen Parteien und Massenorganisationen muß 
darauf gerichtet sein, alle wirklichen Schuldigen, die Kriegs­
verbrecher und Verbrecher gegen die Menschlichkeit aus­
findig zu machen und sie ihrer gerechten Bestrafung zuzu­
führen. Alle ehemaligen aktiven Nazis sollen aus Verwal­
tung und Wirtschaft entfernt werden. Das Ziel und der 
leitende Gedanke bei der Säuberung in der Ostzone war 
und ist das Bestreben, die Träger des nazistischen und mili­
taristischen Geistes und ihre ökonomischen Wurzeln aus­
zurotten, um so das deutsche Volk vor einer Wiederholung 
der furchtbaren Ereignisse der letzten Jahre zu bewahren. 
Dieses Ziel ist in der Ostzone weitgehend verwirklicht 
worden, und zwar durch die Bodenreform, die die Junker, 
diese Träger des preußischen Militarismus, entmachtete, 
durch die Enteignung der Kriegsverbrecher und nicht zu­
letzt durch den Aufbau einer neuen demokratischen Ver­
waltung unter Ausschaltung der großen Nazis und Kriegs­
interessenten. In der Sowjetzone blieb die Entnazifizierung 
der „Großen“ nicht auf die offiziellen Pg beschränkt, son­
dern erfaßte auch konsequent die löOprozentigen Nicht-Pg, 
die vor lauter Kriegsgeschäften gar nicht die Zeit fanden, 
in die Partei einzutreten und die es überdies gar nicht not­
wendig hatten, Pg zu werden, weil die Nazis sehr genau 
wnßten, daß auf sie lOOprozentiger Verlaß war.

Mit allen diesen Maßnahmen ist natürlich die Säuberung 
in der Ostzone nicht beendet. Doch muß mit allem Nach­
druck festgestellt werden, daß es dem Sinn der Entnazi­
fizierung widersprechen würde, wenn jetzt bei der weiteren 
Säuberung der Millionen einfacher Mitglieder der Nazipartei 
(und die NSDAP hatte 8 Mill. Mitglieder!) mit den Kriegs­
verbrechern in einen Topf geworfen und so in die Arme 
der Reaktion getrieben würden. Ihnen gegenüber muß ein 
ganz anderer Maßstab angelegt werden. Gerade durch die 
Beseitigung und die ökonomische Entmachtung der Kriegs­
verbrecher und Naziaktivisten in der Sowjetzone sind hier 
die Voraussetzungen geschaffen worden, daß nun den 
kleinen Nazis und Pg die Möglichkeit gegeben wird, poli­
tisch und wirtschaftlich am Neuaufbau mitzuarbeiten und 
daß sie für den neuen Weg eines demokratischen Deutsch­
lands gewonnen würden. Diese Aufgabe würde sehr er­
schwert, wenn alle einfachen Pg auch jetzt noch durch 
Entlassung aus der Arbeit, Beschlagnahme ihres Eigentums 
oder Verächtlichmachung in dauernde Unruhe und Angst 
gestürzt und bestraft würden.

Dieser Standpunkt wurde bereits am 22. August 1946 in 
der „Täglichen Rundschau“ zum Ausdruck gebracht. Es 
heißt da in einem Artikel über die Aufgaben der Entnazi­
fizierungskommissionen:


